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Satzung Äber die Erhebung von BeitrÅgen 
fÄr straÇenbauliche MaÇnahmen 

(StraÇenbaubeitragssatzung)
Aufgrund der �� 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19) zuletzt ge�ndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
13. M�rz 2012 (GVBl. I/12 Nr. 16) sowie der �� 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes f�r das 
Land Brandenburg (KAG) in der Fassung vom 31. M�rz 2004 (GVBl. I/04, Nr. 08), zuletzt ge�ndert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. M�rz 2012 (GVBl I/12, Nr. 16) hat die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Dabergotz in ihrer Sitzung am 07.08.2012 folgende Satzung beschlossen: 

É 1 Beitragstatbestand

Zum teilweisen Ersatz des Aufwandes f�r die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung von �ffentlichen Stra�en, Wegen und Pl�tzen (Anlagen) werden Stra�enbaubeitr�ge von 
den Beitragspflichtigen nach � 11 als Gegenleistung daf�r erhoben, dass ihnen durch die M�glichkeit 
der Inanspruchnahme der Anlagen wirtschaftliche Vorteile geboten werden.

É 2 Umfang des beitragsfÅhigen Aufwandes

(1) Beitragsf�hig ist insbesondere der Aufwand f�r
1. den Erwerb (einschlie�lich Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der f�r die Herstellung, 

Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und Verbesserung der Anlagen ben�tigten 
Grundfl�chen,

2. den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Verm�gen bereitgestellten Fl�chen zum 
Zeitpunkt des Beginns der Ma�nahme,

3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von
a.) Fahrbahnen, 
b.) Rinnen und Bordsteinen,
c.) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
d.) Gehwegen,
e.) Radwegen,
f.) kombinierten Geh- und Radwegen,
g.) Beleuchtungseinrichtungen,
h.) Entw�sserungseinrichtungen,
i.) B�schungen, Schutz- und St�tzmauern,
j.) Parkfl�chen einschlie�lich Standspuren und Haltebuchten,
k.) unselbst�ndigen Gr�nanlagen,

4. die Beauftragung Dritter mit der Planung, Bauleitung und Bau�berwachung.

(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstra�en sind nur insoweit 
beitragsf�hig, als sie breiter sind als die anschlie�enden freien Strecken.
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(3) Nicht beitragsf�hig sind die Kosten 
1. f�r die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Stra�en, Wege und Pl�tze,
2. f�r Hoch- und Tiefstra�en sowie f�r Stra�en, die f�r den Schnellverkehr mit 

Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstra�en), ferner f�r Br�cken, Tunnel 
und Unterf�hrungen mit den dazugeh�renden Rampen.

É 3 Ermittlung des beitragsfÅhigen Aufwandes

Der beitragsf�hige Aufwand wird nach den tats�chlichen Aufwendungen ermittelt.

É 4 Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand

(1) Die Gemeinde tr�gt den Teil des Aufwandes, der
1. auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit entf�llt,
2. bei der Verteilung des Aufwandes nach �� 5 – 7 auf ihre eigenen Grundst�cke entf�llt.

Der �brige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen.

(2) �berschreiten Anlagen die nach Abs. (3) anrechenbaren Breiten, so tr�gt die Gemeinde den durch 
die �berschreitung verursachten Mehraufwand allein. Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstra�en 
beziehen sich die anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die �ber die beitragsfreie 
Fahrbahnbreite nach � 2 Absatz (2) hinausgeht.

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz (1) Satz 2 und die anrechenbaren 
Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt:

bei
(Stra�enart)

max. anrechenbare 
Breite in Kern-, 
Gewerbe- und 

Industriegebieten

in sonstigen 
Baugebieten

Anteil der 
Beitragspflichtigen

1. AnliegerstraÇen

a) Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 55 v. H.
b) Radweg einschl.

Sicherheitsstreifen
je 2,50 m je 1,75 m 50 v. H.

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 50 v. H.
d) Gehweg je 2,50 m je 2,00 m 55 v. H.
e) gemeinsamer 

Geh- und Radweg
je 3,50 m je 3,50 m 50 v. H.

f) Beleuchtung und
Oberfl�chenentw�sserung

- - 50 v. H.

g) unselbstst�ndige 
Gr�nanlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 50 v. H.
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2. HaupterschlieÇungsstraÇen

a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 40 v. H.
b) Radweg einschl.

Sicherheitsstreifen
je 2,50 m je 2,50 m 40 v. H.

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 50 v. H.
d) Gehweg je 2,00 m je 2,00 m 50 v. H.
e) gemeinsamer 

Geh- und Radweg
je 3,50 m je 3,50 m 40 v. H.

f) Beleuchtung und
Oberfl�chenentw�sserung

- - 30 v. H.

g) unselbstst�ndige 
Gr�nanlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 50 v. H.

3. HauptverkehrsstraÇen

a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 10 v. H.
b) Radweg einschl.

Sicherheitsstreifen
2,00 m 2,00 m 10 v. H.

c) Parkstreifen je 2,50 m je 2,00 m 50 v. H.
d) Gehweg je 2,00 m je 2,00 m 50 v. H.
e) gemeinsamer 

Geh- und Radweg
je 3,50 m je 3,50 m 10 v. H.

f) Beleuchtung und
Oberfl�chenentw�sserung - - 30 v. H.

g) unselbstst�ndige 
Gr�nanlagen 

je 2,00 m je 2,00 m 50 v. H.

Wenn bei einer Stra�e ein oder beide Parkstreifen fehlen, erh�ht sich die anrechenbare Breite der 
Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen, h�chstens jedoch um je
2,50 m, falls und soweit auf der Stra�e eine Parkm�glichkeit geboten wird.

(4) Bei den in Absatz (3) Nr. 1 bis 3 genannten Baugebieten handelt es sich um beplante wie 
unbeplante Gebiete. Die genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten.

(5) Im Sinne des Absatzes (3) gelten als 
1. Anliegerstra�en:

Stra�en, die �berwiegend der Erschlie�ung der angrenzenden oder der durch private 
Zuwegung die mit ihnen verbundenen Grundst�cken dienen.

2. Haupterschlie�ungsstra�en:
Stra�en, die der Erschlie�ung von Grundst�cken und gleichzeitig dem Verkehr 
innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen 
dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstra�en nach Ziffer 3 sind. 
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3. Hauptverkehrsstra�en:
Stra�en, die dem durchgehenden inner�rtlichen Verkehr oder dem �ber�rtlichen 
Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes- und Kreisstra�en mit 
Ausnahme der Strecken, die au�erhalb von Baugebieten und von im Zusammenhang 
bebauten Ortsteilen liegen.

(6) Grenzt eine Stra�e ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein Kern-, Gewerbe- oder 
Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges Baugebiet oder an einen im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil und ergeben sich dabei nach Absatz (3) unterschiedliche 
anrechenbare Breiten, so gilt f�r die gesamte Stra�e die gr��te Breite.

(7) F�r Anlagen, die in Absatz (3) nicht erfasst sind oder bei denen die festgesetzten anrechenbaren 
Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt die 
Gemeindevertretung durch Satzung im Einzelfall die anrechenbaren Breiten und Anteile der 
Beitragspflichtigen.

É 5 Verteilung des umlagefÅhigen Ausbauaufwandes

(1) Der umlagef�hige Ausbauaufwand wird auf die Grundst�cke verteilt, von denen aus die M�glichkeit 
der Inanspruchnahme der ausgebauten Anlage oder eines bestimmten Abschnitts von ihr besteht 
(ber�cksichtigungsf�hige Grundst�cke). Die Verteilung des Aufwands auf diese Grundst�cke erfolgt 
im Verh�ltnis der Nutzfl�chen, die sich f�r diese Grundst�cke aus der Vervielfachung der 
ma�geblichen Grundst�cksfl�che mit dem nach �� 6 und 7 ma�geblichen Nutzungsfaktor ergeben. 

(2) Soweit Fl�chen ber�cksichtigungsf�higer Grundst�cke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet 
sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach � 6. F�r die �brigen Fl�chen – einschlie�lich der im 
Au�enbereich liegenden Teilfl�chen jenseits einer Bebauungsplangrenze, einer 
Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach �� 34 Abs. 4 BauGB – richtet sich die 
Ermittlung des Nutzungsfaktors nach � 7. 

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei ber�cksichtigungsf�higen Grundst�cken,
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der 

Restfl�che innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles oder im Bereich 
einer Satzung nach � 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfl�che des Grundst�ckes;

2. die �ber die Grenzen des Bebauungsplanes in den Au�enbereichen hinausreichen, die 
Fl�che im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach � 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundst�cken, 
die �ber die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fl�che im 
Satzungsbereich;

4. f�r die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach � 34 Abs. 4 BauGB besteht,
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

(� 34 BauGB) liegen, die Gesamtfl�che des Grundst�ckes, 
b) wenn sie mit ihrer Fl�che teilweise im Innenbereich (� 34 BauGB) und teilweise im 

Au�enbereich (� 35 BauGB) liegen, die Fl�che zwischen der gemeinsamen 
Grenze der Grundst�cke mit der Anlage und einer im Abstand von 50 m dazu 
verlaufenden Linie, soweit die Grundst�cke an die Anlage angrenzen. 
Grundst�cksteile, die lediglich die wegem��ige Verbindung zur Anlage herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der 
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Grundst�ckstiefe unber�cksichtigt. Soweit sie nicht angrenzen, gilt die Fl�che zwischen 
der Grundst�cksgrenze, die der Anlage zugewandt ist und einer im Abstand von 50 m 
dazu verlaufenden Linie. 
�berschreitet die zul�ssige oder tats�chliche Nutzung die Abst�nde nach lit. b), so f�llt 
die Linie zusammen mit der hinteren Linie der zul�ssigen oder tats�chlichen Nutzung.

(4) Bei ber�cksichtigungsf�higen Grundst�cken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 

(z.B. Friedh�fe, Sport- und Festpl�tze, Freib�der, Dauerkleing�rten) oder innerhalb des 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles so genutzt werden, oder

2. ganz bzw. teilweise im Au�enbereich (� 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind 
(z.B. landwirtschaftliche Nutzung),

ist die Gesamtfl�che des Grundst�ckes bzw. die Fl�che des Grundst�cks zugrunde zu legen, die 
von den Regelungen in Abs. (3) nicht erfasst wird.

É 6 Nutzungsfaktoren fÄr BaulandgrundstÄcke pp.

(1) Der ma�gebliche Nutzungsfaktor bei ber�cksichtigungsf�higen Grundst�cken, die baulich oder 
gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Dabei gelten als 
Vollgeschoss alle oberirdischen Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m �ber 
die Gel�ndeoberfl�che hinausragt und die �ber mindestens zwei Drittel ihrer Grundfl�che eine H�he 
von mindestens 2,30 m haben. Kirchengeb�ude werden stets als eingeschossige Geb�ude 
behandelt. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss 
im Sinne von Satz 2, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundst�cken 3,50 m und 
bei allen in anderer Weise genutzten Grundst�cken je 2,30 m H�he des Bauwerks (Traufh�he) als 
ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor betr�gt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erh�ht sich je weiteres Vollgeschoss 
um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in � 5 Abs. (3) bestimmten Fl�chen – bei 
Grundst�cken, 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen 
(� 5 Abs. (3) Nr. 1 und Nr. 2), 
a. die im Bebauungsplan festgesetzte h�chstzul�ssige Zahl der Vollgeschosse, 
b. f�r die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die H�he der baulichen 

Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. von 
� 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,3 
geteilte h�chstzul�ssige Geb�udeh�he (Traufh�he) auf ganze Zahlen abgerundet,

c. f�r die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die H�he der  
baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgelegt ist, die durch 3,5 
geteilte h�chstzul�ssige Baumassenzahl auf ganze Zahlen abgerundet,

d. auf denen nur Garagen oder Stellpl�tze errichtet werden d�rfen, die Zahl von einem 
Vollgeschoss je Nutzungsebene, 

e. f�r die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, 



Satzung �ber die Erhebung von Beitr�gen f�r stra�enbauliche Ma�nahmen 
(Stra�enbaubeitragssatzung) – Gemeinde Dabergotz Seite 6 von 8

f. f�r die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 
von zwei Vollgeschossen,

g. f�r die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die H�he der 
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der n�heren 
Umgebung �berwiegend festgesetzte und/oder tats�chlich vorhandene (� 34 BauGB) 
Berechnungswert nach lit. a) – c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) – g) oder die H�he der 
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) �berschritten wird, 
die tats�chlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tats�chlich 
vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach 
Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

3. f�r die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (� 5 Abs. (3) Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie
a. bebaut sind, die h�chste Zahl der tats�chlich vorhandenen Vollgeschosse, mindestens 

jedoch die Zahl der in der n�heren Umgebung �berwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse,

b. unbebaut sind, die Zahl der in der n�heren Umgebung �berwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. (2) i. V. m. Abs. (3) ergebende Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit
1. 1,5, wenn das Grundst�ck innerhalb eines tats�chlich bestehenden (� 34 BauGB) oder  

durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (� 3, � 4 und � 4 a BauNVO), 
Dorfgebietes   (� 5 BauNVO) oder Mischgebietes (� 6 BauNVO) oder ohne ausdr�ckliche 
Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes �berwiegend gewerblich oder 
�berwiegend in einer der gewerblichen Nutzung �hnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, 
Schul-, Post- und Bahnhofsgeb�ude, Praxen f�r freie Berufe) genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundst�ck innerhalb eines tats�chlich bestehenden (� 34 BauGB) oder 
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (� 7 BauNVO), Gewerbegebietes
(� 8 BauNVO), Industriegebietes (�9 BauNVO) oder Sondergebietes (� 11 BauNVO) liegt. 

É 7 Nutzungsfaktoren fÄr GrundstÄcke mit sonstiger Nutzung

(1) F�r die Fl�chen nach � 5 Abs. (4) gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundst�cken, die 
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder 

gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedh�fe, Sport- und 
Festpl�tze, Freib�der, Dauerkleing�rten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles so genutzt werden 0,5

2. ganz oder teilweise im Au�enbereich (� 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. 
landwirtschaftliche Nutzung), wenn 
a. sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbestand oder nutzbaren Wasserfl�chen 0,05
bb) Nutzung als Gr�n-, Acker oder Gartenland 0,1
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) 1,0

b. sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt 
werden (z.B. Friedh�fe, Sport- und Festpl�tze, Freib�der, Dauerkleing�rten, 
Campingpl�tze ohne Bebauung) 0,5
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c. auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche 
Nebengeb�ude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, f�r die bebaute und dieser 
Bebauung zuzurechnenden Teilfl�chen 1,0
mit Zuschl�gen von 0,25 f�r das zweite und jedes weitere tats�chlich vorhandene 
Vollgeschoss, f�r die Restfl�che gilt lit. a), 

d. sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, f�r die bebaute und 
dieser Bebauung zuzurechnenden Teilfl�che 1,0
mit Zuschl�gen von 0,25 f�r das zweite und jedes weitere tats�chlich vorhandene 
Vollgeschoss, f�r die Restfl�che gilt lit. a), 

e. sie gewerblich genutzt und bebaut sind, f�r die bebaute und dieser Bebauung 
zuzurechnenden Teilfl�che 1,5
mit Zuschl�gen von 0,375 f�r das zweite und jedes weitere tats�chlich vorhandene 
Vollgeschoss, f�r die Restfl�che gilt lit. a).

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach � 6 Abs. (1).

É 8 Abschnitte von Anlagen

(1) F�r selbstst�ndig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der Aufwand selbstst�ndig ermittelt und 
erhoben werden.

(2) Erstreckt sich eine stra�enbauliche Ma�nahme auf mehrere Stra�enabschnitte, f�r die sich nach
� 4 Abs. (3) unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche Anteile der Gemeinde 
ergeben, so sind die Stra�enabschnitte gesondert abzurechnen.

É 9 Kostenspaltung

Der Beitrag kann f�r
1.   Grunderwerb,
2.   Freilegung,
3.   Fahrbahn,
4.   Radweg,
5.   Gehweg,
6.   gemeinsame Geh- und Radwege,
7.   Parkfl�chen,
8.   Beleuchtung,
9.   Oberfl�chenentw�sserung,

10.   unselbst�ndige Gr�nanlagen, 

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

É 10 Vorausleistungen und AblÑsung

(1) Sobald mit der Durchf�hrung der Ma�nahme begonnen worden ist, kann die Gemeinde 
Vorausleistungen bis zur H�he der voraussichtlichen endg�ltigen Beitragsschuld erheben.

(2) Der Stra�enbaubeitrag kann durch �ffentlich-rechtlichen Vertrag abgel�st werden. Der 
Abl�sungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen H�he des nach Ma�gabe dieser Satzung 
zu ermittelnden Stra�enbaubeitrages. Ein Anspruch auf Abschluss eines Abl�severtrages besteht 
nicht.
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É 11 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
Eigent�mer des Grundst�ckes ist.

(2) Ist das Grundst�ck mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigent�mers der 
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht f�r das Grundst�ck ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigent�mers. 
Nutzer sind die in � 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 
2457) genannten nat�rlichen und juristischen Personen des privaten und des �ffentlichen Rechts. 
Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des 
Beitragsbescheides das Wahlrecht �ber die Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundst�ckes gem�� den �� 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausge�bt 
und gegen den Nutzer keine nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden und 
Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Betragspflicht des 
Grundst�ckseigent�mers unber�hrt. 

(4) Grundst�ckseigent�mer, Erbbauberechtigte und Nutzer sind verpflichtet, alle f�r die Veranlagung 
erforderlichen Angaben wahrheitsgem�� und unverz�glich nach Aufforderung durch die Gemeinde 
zu machen und nachzuweisen. Sie haben bei �rtlichen Feststellungen der Gemeinde die 
notwendige Unterst�tzung zu gew�hren.

(5) Mehrere Eigent�mer, Erbbauberechtigte und Nutzer haften als Gesamtschuldner.

É 12 FÅlligkeit

Der Beitrag und die Vorauszahlung werden einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides 
f�llig.

É 13 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer �ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Hinweis:
Die Satzung (Stand 07. August 2012) wurde im Amtsblatt Nr. 7 vom 25. August 2012 f�r das Amt 
Temnitz und die amtsangeh�rigen Gemeinden Dabergotz, M�rkisch Linden, Storbeck-Frankendorf, 
Temnitzquell, Temnitztal, Walsleben �ffentlich bekannt gemacht. 


